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P r e s s e e r k l ä r u n g 
 


Menschen wollen arbeiten - wirtschaftliche Erholung ausschlaggebend 
Rückläufige Betreuungszahlen bei dowas 


Nach dem bisherigen Rekordstand 2016 sanken bei dowas 2017 die Betreuungszahlen im 
Rahmen der Mindestsicherung - erstmals seit langer Zeit. Dies betraf sowohl die 
KlientInnen insgesamt, als auch die Beratungsleistungen ebenso wie die Aufenthalte in der 
Notschlafstelle. Diese Rückgänge sind im 1. Halbjahr 2018 (im Vergleich zum 2. Halbjahr 
2017) zunächst zum Stillstand gekommen und es gab sogar wieder leichte Steigerungen, die 
aber noch unter den hohen Ständen des Jahres 2016 bzw. Anfang 2017 lagen. 


 2016 2017 Ver-
änderung 


 2. HJ 
2017 


1. HJ 
2018 


Ver-
änderung 


Betreute KlientInnen insgesamt 1.226 1.122 -8,5%  697 709 1,7% 
Erbrachte Beratungsleistungen 7.291 6.609,5 -9,4%  3.117,5 3.581,5 14,9% 
BesucherInnen Notschlafstelle 237 214 -9,7%  149 157 5,4% 
Nächtigungen Notschlafstelle 3.058 2.887 -5,6%  1.475 1.422 -3,6% 


Die Bedeutung dieser Entwicklung lässt sich nur in der Gesamtschau der letzten 10 Jahre 
einordnen. 


10 Jahre mehr Auf als Ab 


Grafik 1: Über Mindestsicherung betreute KlientInnen 2008 bis 2017 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


In der Gesamtschau der Zahlen der letzten 10 Jahre (seit 2008) stechen drei markante 
Entwicklungen hervor: Zum einen ein markanter Anstieg der KlientInnenzahlen mit dem 
Einsetzen der Flüchtlingszuwanderung im Jahr 2015 und einem Höhepunkt 2016. Zum 
zweiten aber ein ebenso markanter Anstieg der Zahlen bereits im Jahr 2011, der bis 2014 auf 
dem erreichten Niveau blieb. Der hatte überhaupt nichts mit Flüchtlingszuwanderung zu 
tun, sondern war „heimischen“ Ursachen geschuldet. Ebenso auffällig ist dann der Rückgang 
von 2016 auf 2017 - trotz immer noch hoher Flüchtlingszahlen.  
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Wirtschaftliche Entwicklung bedeutsamer als Flüchtlingszuwanderung und „soziale 
Hängematte“ 


De facto setzte dieser Rückgang bereits im 2. Halbjahr 2016 ein, also just mit dem Beginn der 
konjunkturellen Erholung und der Entspannung auf dem Arbeitsmarkt. Seither beobachtet 
dowas, dass vermehrt KlientInnen Arbeit finden und davon profitieren, dass auch die 
Langzeitarbeitslosigkeit rückläufig ist. Dies stützt die Behauptung, dass für die 
Armutsentwicklung die wirtschaftliche Lage eine entscheidende Rolle spielt. Das Bild der 
„sozialen Hängematte“ erweist sich vor diesem Hintergrund als Fiktion: 
MindestsicherungsbezieherInnen gehen arbeiten, wenn es für sie Arbeitsplätze gibt – 
ohne dass man sie dazu aktivieren muss oder ihnen die Leistungen kürzt. 


Die Steigerungen der Betreuungszahlen bei dowas in den Jahren 2015 und 2016 sind 
beileibe nicht nur auf die Flüchtlingszuwanderung zurückzuführen: 2015 und im 1. 
Halbjahr 2016 lagen auch die Zahlen der österreichischen KlientInnen auf Höchstständen. 
Ab dem 2. Halbjahr 2016 gingen sowohl die Zahl der österreichischen KlientInnen als auch die 
der betreuten Flüchtlinge zurück. Allerdings zieht sich dieser Trend für die 
ÖsterreicherInnen bis heute durch, während er für die Flüchtlinge im 1. Halbjahr 2018 zum 
Stillstand gekommen ist. Man muss davon ausgehen, dass in erster Linie die österreichischen 
KlientInnen von der Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt profitiert haben, dass aber auch die 
begrüßenswerten Anstrengungen des Landes und des AMS um die Arbeitsmarktintegration 
von Flüchtlingen Erfolge zeitigten. Bemerkenswert ist allerdings die im gleichen Zeitraum 
gestiegene Zahl von KlientInnen mit Daueraufenthaltsrecht, darunter viele türkische 
StaatsbürgerInnen. Diese scheinen von dem trotz wirtschaftlicher Erholung anhaltenden 
Verdrängungswettbewerb auf dem Arbeitsmarkt am meisten betroffen zu sein und unter 
der Konkurrenz der zugewanderten Flüchtlinge besonders zu leiden. 


Wohnungsmarkt und Prognosen für die Wirtschaftsentwicklung bereiten Sorgen 


Dass die Betreuungszahlen für Flüchtlinge im 1. Halbjahr 2018 trotz geringerer 
Zuwanderungszahlen wieder gestiegen sind, ist derzeit schwer zu deuten. Eine aus der 
Betreuungspraxis naheliegende Deutung ist, dass sie besonders unter der zunehmenden 
Anspannung am Wohnungsmarkt und den hohen Mieten leiden. Ihre Lebenssituation wird 
deshalb auch besonders beeinträchtigt durch die Kürzungen beim Wohnbedarf in der 
Mindestsicherung, woraus vermehrter Betreuungsbedarf entsteht. Diese Kürzungen, die ja 
auch bewusst auf Flüchtlingsfamilien zielten, sind insofern ein Bumerang. 


Sorgen für die Zukunft machen derzeit die Entwicklungen am Wohnungsmarkt sowie die 
Prognosen für die weitere wirtschaftliche Entwicklung. Nach übereinstimmender 
Einschätzung der Wirtschaftsforschungsinstitute wurde der Konjunkturhöhepunkt bereits 
Ende 2017 überschritten. Knapp 2 Jahre gute Konjunktur sind aber zu wenig, um die 
Armutssituation nachhaltig zu entschärfen. Vor diesem Hintergrund sind die von der 
Bundesregierung geplanten Kürzungen beim AMS bedenklich: Die MindestbezieherInnen, 
die jetzt noch arbeitslos sind, bräuchten dringend Beschäftigungsförderungsprogramme wie 
z.B. die beendete Aktion 20.000. Ohne die werden die Zahlen mittelfristig wieder steigen. 








Arbeitsbericht 


für die Jahre 
 


2017 und 2018 (1. Halbjahr) 


Mit einer Analyse der Entwicklungen der letzten 10 
Jahre (seit 2008) unter besonderer Berücksichtigung der 


Flüchtlingszuwanderung 







Von dowas über Mindestsicherung betreute KlientInnen 
insgesamt 2008 bis 2017 
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Über Mindestsicherung geleistete Beratungsstunden 
2008 bis 2017 
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KlientInnen mit Übernachtungen in der Notschlafstelle 
2008 bis 2017 
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Übernachtungen in der Notschlafstelle 
2009 bis 2017 
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Halbjahresauswertung 2014 bis 2018: 
über Mindestsicherung betreute KlientInnen nach 


Aufenthaltsstatus 
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Halbjahresauswertung 2014 bis 2018: 
über Mindestsicherung geleistete Beratungsstunden 
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Halbjahresauswertung 2014 bis 2018: 
KlientInnen mit Übernachtungen in der Notschlafstelle 
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Halbjahresauswertung 2014 bis 2018: 
Übernachtungen in der Notschlafstelle 
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Armutsbericht: Mehr Menschen in Jobs
Das „dowas“ (für die Betreuung arbeitsloser und wohnungsloser 
Menschen zuständig) verzeichnet erstmals seit längerer Zeit einen 
Rückgang an Klienten. Das sei der guten Wirtschaftsentwicklung 
zuzuschreiben, so die Bilanz für 2017.


Nach dem bisherigen Negativ-Rekord im Jahr 2016 mit insgesamt 1.226 Klienten, verlief 
das Jahr 2017 wieder wesentlich positiver, schildert „dowas“ - Geschäftsführer Michael 
Diettrich die Entwicklung. Im Jahresvergleich sind die Beratungen um gut neun Prozent, 
die Zahl der Besucher der Notschlafstelle um zehn Prozent und die Gesamtzahl der 
Klienten um über acht Prozent gesunken. Für Diettrich liegt der Grund auf der Hand. 
Eine gute Wirtschaftsentwicklung und die Entspannung auf dem Arbeitsmarkt 
verschaffen den Klienten Arbeit.


„Gerede von sozialer Hängematte ist Blödsinn“
An dieser Entwicklung zeige sich, dass das Gerede von der sozialen Hängematte ein 
Blödsinn sei, so Diettrich wörtlich. Es gehe tatsächlich um die wirtschaftliche 
Entwicklung, die eine viel größere Rolle Spiele als die Entwicklung des Arbeitsmarktes. 
Jene die Arbeiten können, aber bisher wegen geringer Qualifikation unter der miserablen 
Wirtschaftslage gelitten haben, gehen heute Arbeiten. Man brauche keine Leistungen zu 
kürzen, um die Menschen zu aktivieren, so Diettrich.


Aufwärtstrend hält nicht an
Dieser Aufwärtstrend dürfte aber so nicht weitergehen, befürchtet Diettrich. Der 
Höhepunkt der Konjunktur sei schon überschritten. Die Zahlen für das erste Halbjahr 
2018 zeigten auch schon wieder Steigerungen bei den Beratungen und in den 
Notschlafstellen. Er befürchtet ein ähnliches Szenario wie nach der Finanzkrise 2011.


Diettrich geht davon aus, dass die wirtschaftliche Erholung dieses Jahr etwas länger 
dauern wird als damals. Aber was bisher an wirtschaftlicher Erholung vorhanden sei, 
werde die Armutszahlen nicht gravierend verbessern. Angesichts dieser Entwicklung 
sind die geplanten Kürzungen beim AMS für Diettrich höchst bedenklich. Anstatt zu 
kürzen, fordert Diettrich dringend neue Beschäftigungsprogramme.


Publiziert am 06.09.2018
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Quelle: https://www.vol.at/wiesfleckerfischer-chancen-und-perspektiven-sichern-statt-an-der-


armutsspirale-weiter-zu-drehen/5916003  


Vorarlberg  


Wiesflecker/Fischer: 


"Chancen und 


Perspektiven 


sichern, statt an der 


Armutsspirale 


weiter zu drehen" 


0 Kommentare  


6.09.2018 18:07 (Akt. 6.09.2018 18:07)  


 


Zahl der Bezieher von Mindestsicherung stagniert  


 


©APA/Paulitsch  


In Hinblick auf die heute veröffentlichten Statistiken zur Mindestsicherung (Statistik Austria) 


können die beiden Soziallandesrätinnen aus Vorarlberg und Tirol die Forderung aus Salzburg 


und Wien nur unterstreichen: „Ja, wir brauchen dringend Gesprächsrunden zur 


Mindestsicherung. Mit realistischen Perspektiven, klaren Zahlen und auf Augenhöhe“, 


fordern Katharina Wiesflecker aus Vorarlberg und Gabriele Fischer aus Tirol einstimmig in 


einer Aussendung.  


Den künftigen Weg einer einheitlichen Mindestsicherung sehen die beiden Landesrätinnen 


klar vorgezeichnet: „Nur in Kombination mit realistischen Perspektiven am Arbeitsmarkt, 


ausgebauten Integrationsmaßnahmen und Deutschkursen kann die Mindestsicherung als 


vorübergehende Unterstützung funktionieren.“ Im Gegensatz dazu würde jede weiter Kürzung 


nur zu einer Verfestigung von Armut führen. 


Das bestätigt auch eine längere Analyse der Zahlen, wie Katharina Wiesflecker aufzeigt: 


„Bundesweit sehen wir eine Stagnation der Zahl der Bezieher*innen, in vielen Bundesländern 


gehen diese sogar zurück – in Vorarlberg innerhalb eines Jahres um 13% – und daraus lässt 


sich ableiten: wir haben unsere Hausaufgaben gemacht! Unsere Initiativen, die wir vor 


eineinhalb Jahren gesetzt haben greifen, die Schulungs- und Qualifikationsmaßnahmen, 


liefern klare Ergebnisse.“ Diesen erfolgreichen Weg gelte es jetzt konsequent fortzusetzen 


und nicht Angebote zu reduzieren. 


“Anteil an Kindern in Mindestsicherung ist alarmierend 


hoch!” 


„Bei den neuen Zahlen braucht es ein genaues Hinschauen“, erläutert die Tiroler 


Soziallandesrätin an Hand einer anderen Facette: „Der Anteil an Kindern in der 
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Mindestsicherung ist alarmierend hoch! Kinder, die in Armut aufwachsen müssen, haben von 


vornherein schlechte Voraussetzung in Bezug auf Bildung, Chancen am künftigen 


Arbeitsmarkt und sogar in der Gesundheit, diesen Entwicklungen müssen wir im Sinne der 


Chancengerechtigkeit dringend entgegensteuern.“ 


Auf eine weitere Facette weist die Vorarlberger Soziallandesrätin hin: „Die überwiegende 


Mehrheit, nämlich 71% der Bedarfsgemeinschaften, erhielt lediglich eine Aufstockung zu 


ihrem vorhandenen Einkommen. Das bedeutet, dass auch Menschen trotz Arbeit, auf 


Leistungen aus der Mindestsicherung angewiesen sind.“ Prekäre Arbeitsverhältnisse, schlecht 


bezahlte Teilzeitjobs und niedrige Löhne seien dafür verantwortlich, so Katharina 


Wiesflecker. 


Auf einen scheinbaren Ausreißer weisen die beiden Landesrätinnen in Hinblick auf ihr 


Bundesland hin: „In Vorarlberg sind die Kosten pro Bedarfsgemeinschaft durchschnittlich am 


höchsten“ so Wiesflecker und Fischer ergänzt: „Tirol rangiert hier an zweiter Stelle im 


Bundesländervergleich.“ Die Schlussfolgerung ist für beide klar: „Die Wohn- und 


Lebenshaltungskosten sind im Westen viel höher. Daher brauchen gerade diese 


Besonderheiten eine klare Berücksichtigung bei den Vereinheitlichungsgedanken der 


Bundesregierung. Auch aus diesem Grund brauchen wir eine enge Abstimmung mit der 


Bundesministerin und Gespräche auf Augenhöhe.“ 
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Vorarlberg: Betreuungszahlen bei dowas 


sind rückläufig 


0 Kommentare  


6.09.2018 15:26 (Akt. 6.09.2018 18:07)  


Der Vorarlberger Verein dowas (der Ort für Wohnungs- und Arbeitssuchende, Anm.) hat am 


Donnerstag von gesunkenen Betreuungszahlen berichtet.  


Von 2016 auf 2017 seien erstmals seit langer Zeit die Zahl der Klienten, der 


Beratungsleistungen und der Aufenthalte in der Notschlafstelle zurückgegangen. dowas-


Geschäfsführer Michael Diettrich nannte als Grund dafür die konjunkturelle Erholung. 


Bregenz. Die Zahl der betreuten Klienten nahm 2017 auf 1.122 (2016: 1.226, -8,5 Prozent) 


ab, die der Beratungsleistungen auf 6.609 (2016: 7.291, -9,4 Prozent) und jene der 


Nächtigungen in der Notschlafstelle auf 2.887 (2016: 3.058, -5,6 Prozent). Die davor 


erfolgten Anstiege wollte Diettrich keineswegs nur auf die Flüchtlingswanderung 


zurückgeführt wissen. So habe es etwa von 2010 auf 2011 einen markanten Zuwachs an 


Klienten (von 481 auf 760) gegeben, als die Migration noch kein Thema gewesen sei. 


 


Der dowas-Geschäftsführer hielt angesichts der Betreuungszahlen seit 2008 vielmehr fest, 


dass für die Armutsentwicklung die wirtschaftliche Lage eine entscheidende Rolle spiele. 


“Mindestsicherungsbezieher gehen arbeiten, wenn es für sie Arbeitsplätze gibt – ohne dass 


man sie dazu aktivieren muss oder ihnen die Leistungen kürzt”, betonte Diettrich. Die 


Entspannung bei den Betreuungszahlen von dowas habe just mit dem Beginn der 


konjunkturellen Erholung und mit dem damit einhergehenden Plus an Arbeitsplätzen 


eingesetzt. 
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Diettrich wies aber auch nachdrücklich darauf hin, dass die Betreuungszahlen im ersten 


Halbjahr 2018 im Vergleich zum zweiten Halbjahr 2017 bereits wieder angestiegen sind. 


Sorge bereitete Diettrich dabei, dass der konjunkturelle Höhepunkt schon überschritten 


scheint. “Knapp zwei Jahre gute Konjunktur sind zu wenig, um die Armutssituation 


nachhaltig zu entschärfen”, so der Geschäftsführer. Er kritisierte diesbezüglich auch die von 


der Bundesregierung geplanten Kürzungen beim Arbeitsmarktservice (AMS). 


(APA) 


 








Quelle: https://www.vol.at/dowas-bregenz-673-euro-wohnkosten-fuer-mieter-absolut-
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Dowas Bregenz: 673 Euro Wohnkosten für 


Mieter absolut unrealistisch 


55 Kommentare  


Von Matthias Rauch (VOL.AT) - 6.09.2018 15:26 (Akt. 6.09.2018 16:02)  


Im Durchschnitt zahlt der Vorarlberger 673 Euro Wohnkosten für 121 Quadratmeter, die er 


sich mit 1,6 weiteren Personen teilt. Das die Realität eine andere ist, weiß man beim Dowas in 


Bregenz.   


Am Mittwoch präsentierte die Dornbirner Sparkasse ihre Wohnstudie. Das Ergebnis: Jeder 


fünfte Befragte überlege aufgrund der guten Zinslage für Kredite für Wohnungskäufe und 


Sanierungen vorzuziehen. 88 Prozent der Vorarlberger sind mit ihrer Wohnsituation 


zufrieden. Und durchschnittlich leben 2,6 Vorarlberger auf 121 Quadratmeter für 673 Euro im 


Monat warm. 


Hausbesitzer ohne Schulden drücken Zahlen 


Zahlen, die Mietern wie Hohn wirken muss. Denn mit ihrer Realität decken sich diese Zahlen 


nicht. Tatsächlich zeigen die Zahlen alle Vorarlberger – und die 70 Prozent in Eigentum, vor 


allem jene mit abgezahlten Krediten, drücken die Statistik nach unten. Die hohen 


Quadratmeterzahlen erklären sich ebenfalls durch die vielen Einfamilienhäusern, vor allem 


wenn in ihnen nur noch die Eltern oder Großeltern zu zweit leben. 


Preise stiegen um 30 Prozent in vier Jahren 


Eine andere Zahl dürften die Erfahrungen der Wohnungssuchenden eher widerspiegeln: Der 


Kaufpreis für Wohnraum, ob nun neu oder gebraucht oder Haus oder Wohnung, ist in den 


vergangenen vier Jahren allein um 30 Prozent gestiegen. Und auch das Mieten ist um 673 


Euro warm nicht möglich. Laut den Erfahrungen der Beratungsstelle für Wohnungssuchende 


Dowas in Bregenz  zahle man allein 11 bis 17 Euro pro Quadratmeter kalt für Wohnungen 


unter 70 Quadratmeter. 


Schwierige Suche für Junge und Familien 


Die Situation auf dem Mietmarkt sei so schwierig, dass sich das Klientel von 


Dowas veränderte. Familien und Personen mit Haustieren tun sich immer schwieriger, 


Wohnungen zu finden. Dasselbe gilt auch für junge Menschen, die einen Haushalt gründen 


wollen. Auch wenn man für Menschen mit fremder Herkunft oder Namen Wohnraum suche, 


stoße man immer stärker auf Probleme, erklärt Peter Brunner am Rande einer Pressekonferenz 


von Dowas zu den Beratungszahlen. Dies reiche vom einfachen Auflegen bis zu 


Beschimpfungen. 
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Hohe Anforderungen an Mieter 


Manche Vermieter hätten unrealistisch hohe Anforderungen an Mietern. Gleichzeitig wachse 


die Angst vor Mietnomaden unter den Vermietern und dementsprechend das Misstrauen. 


Natürlich gelte dieses Verhalten nicht für viele Mieter, schränkt Brunner die Wahrnehmung 


ein. Die Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt und die zunehmende Nicht-Leistbarkeit 


bleiben jedoch. 
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Die Zahl der Mindestsicherungs-Bezieher ist 2017 erstmals seit der Einführung der 


Unterstützungsleistung im Jahr 2010 so gut wie nicht gestiegen. Mit insgesamt 307.853 


Beziehern wurden nur 320 Personen mehr unterstützt als im Vorjahr, gab die Statistik 


Austria bekannt. Das bedeutet einen Anstieg von 0,1 Prozent. In den Jahren davor lag 


das Plus jeweils zwischen siebeneinhalb und elf Prozent.  


Der Grund für die Stagnation dürfte in der verbesserten Wirtschafts- und 


Arbeitsmarktsituation zu suchen sein, hieß es unisono seitens der Statistik Austria wie auch 


aus dem Sozialministerium. Laut Statistik-Behörde dürfte sich der Trend im Jahr 2018 weiter 


fortsetzen. 


Inklusive der nicht unterstützten Kinder lebten im Jahresverlauf insgesamt 332.236 Personen 


in 183.239 Bedarfsgemeinschaften mit Mindestsicherungsbezug. Pro Monat waren das 


durchschnittlich 239.481 Personen in 127.269 Bedarfsgemeinschaften. 


Der Großteil der Mindestsicherungs-Bezieher (63 Prozent) lebte in Wien. Auf die übrigen 


Bundesländer entfielen deutlich kleinere Anteile zwischen einem Prozent (Burgenland) und 


acht Prozent (Steiermark). 


Knapp mehr als die Hälfte der Mindestsicherungsbezieher (im Jahresdurchschnitt 2017) besaß 


die österreichische Staatsbürgerschaft. Knapp ein Drittel kam aus Drittstaaten, der Rest waren 
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EU- oder EWR-Bürger, Schweizer Staatsangehörige und sonstige Personen. 31 Prozent der 


Mindestsicherungsbezieher waren Asylberechtigte oder subsidiär Schutzberechtigte. 


Betrachtete man die Entwicklung in den einzelnen Bundesländern, so zeigen sich größere 


Zuwächse in Tirol: (+5,7 Prozent), Kärnten: (+5,0) und Vorarlberg: (4,2). Kleinere Anstiege 


verzeichnete man in Wien (+1,2) und in Oberösterreich (+0,2). In den übrigen vier 


Bundesländern gab es deutliche Rückgänge: In Niederösterreich um 5,8 Prozent, gefolgt von 


Salzburg (-5,4), der Steiermark (-3,2) und dem Burgenland (-2,0). 


Der Anteil zwischen Frauen und Männern in der Mindestsicherung hielt sich die Waage (51 


gegenüber 49 Prozent). Unter den Betroffenen war der Anteil der Kinder am größten: 35 


Prozent der in den von der Mindestsicherung unterstützten Bedarfsgemeinschaften lebenden 


Personen waren Kinder, gefolgt von Frauen (34 Prozent) und Männern (31 Prozent). 


Die Bezugsdauer der Mindestsicherung betrug beim Großteil mehr als sechs Monate. Im Jahr 


2017 hatten 69 Prozent eine Bezugsdauer von sieben bis zwölf Monaten, 15 Prozent erhielten 


die Leistung vier bis sechs Monate. Die restlichen 17 Prozent waren maximal drei Monate in 


der Mindestsicherung. Die durchschnittliche Bezugsdauer lag bei 8,5 Monaten und reichte 


von 6,4 Monaten in Vorarlberg bis 9,2 Monaten in Wien, so die Statistik. 


Die Ausgaben der Länder und Gemeinden für die Mindestsicherung insgesamt 


(Lebensunterhalt, Wohnen, Krankenhilfe) ist im Jahr 2017 um 5,8 Prozent (53 Mio. Euro) auf 


insgesamt 977 Mio. Euro angestiegen (noch ohne Berücksichtigung allfälliger Rückflüsse aus 


Kostenersätzen). Analog zum Leistungsbezug entfiel auch der Großteil der Ausgaben mit 638 


Mio. Euro auf Wien. Der Anteil der Mindestsicherungs-Ausgaben an den Sozialausgaben 


insgesamt betrug weiterhin weniger als ein Prozent (2016 und 2017: jeweils 0,9 Prozent). 


Die monatliche Leistungshöhe pro Bedarfsgemeinschaft lag im Jahresdurchschnitt bei 606 


Euro. In Vorarlberg (838 Euro) und Tirol (715 Euro) war die Mindestsicherungsunterstützung 


für Lebensunterhalt und Wohnen am höchsten. 


Sozialministerin Beate Hartinger-Klein (FPÖ) sieht angesichts der aktuellen 


Mindestsicherungs-Daten dringenden Reformbedarf. Sie verwies darauf, dass nur die Hälfte 


der Mindestsicherungsbezieher österreichische Staatsbürger sind, “während rund 31 Prozent 


der Bezieher Asyl- oder subsidiär Schutzberechtigte waren. Dies ist ein Problem, das unser 


Budget belastet.” 


Hartinger-Klein sieht in den Zahlen auch eine Bestätigung für die These, die Höhe der 


Sozialleistung würde als Pull-Faktor für Migranten dienen: “Nicht ohne Grund wohnen mehr 


als 60 Prozent der Mindestsicherungsbezieher in Wien, das großzügiger als andere 


Bundesländer mit dieser Leistung umgeht”, so Hartinger-Klein. “Diese ,Sozialmigration’ 


muss beendet werden”, so ihre Forderung. In diese Kerbe schlug auch der geschäftsführende 


Wiener FPÖ-Chef und Nationalratsklubobmann Johann Gudenus: “Die rot-grün regierte 


Bundeshauptstadt ist zu einem wahren Sozialmagneten geworden”, meinte er. Schuld sei “die 


verfehlte Zuwanderungspolitik der Stadtregierung”. 


SPÖ-Bundesgeschäftsführer Max Lercher kritisierte die Aussagen Hartinger-Kleins. Kritik an 


der Regierung übte auch NEOS-Sozialsprecher Gerald Loacker: Die Ausgaben für die 


Mindestsicherung seien – gemessen am gesamten Sozialaufwand – relativ stabil. 







Die Armutskonferenz und die Volkshilfe haben nach Vorlage der aktuellen 


Mindestsicherungs-Daten der Statistik Austria auf den hohen Anteil der betroffenen Kinder 


verwiesen. Im Jahr 2017 lebten 81.334 Kinder in Familien mit Mindestsicherung, das waren 


35 Prozent aller Bezieher. Ziel müsse sein, “Existenz und Chancen zu sichern, nicht Leute 


weiter in den Abgrund zu treiben”, so die Armutskonferenz. 


(APA) 


 








 








 








 








Die Last mit den Wohnkosten
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Schwarzach - Die Preisentwicklung ist für viele Vorarlberger 
immer schwerer zu schultern. 
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arlberg: Geringer Anteil an günstigen Mietwohnungen, und auffallend hohen Baukosten. ©Screenshot ORF, Grafik
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673 Euro Wohnkosten für Mieter 


Preise durch die Decke gegangen 
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Michael Diettrich zeigt sich nicht weiter verwundert über die Daten, die 
die Statistik Austria erhoben hat: Jeder sechste Vorarlberger nimmt die 
Wohnkostenbelastung eigenen Angaben zufolge als „stark“ wahr. 
Immerhin jeder Elfte muss mehr als 40 Prozent des verfügbaren 
Einkommens dafür aufwenden. Experten sprechen in diesem Fall von einer 
Überbelastung. Beide Werte sind im Bundesländervergleich 
außerordentlich.


Immer mehr junge Familien
Dass die Wohnkosten von umgerechnet rund 325 Euro pro Kopf und Monat 
zu einem solchen Problem geworden sind, kann Diettrich als 
Geschäftsführer des Vereins „dowas“ nur bestätigen. Sein Verein 
unterstützt Männer und Frauen auf der Suche nach einer Unterkunft: „Das 
geht zunehmend in die untere Mittelschicht hinein“, sagt der 63-Jährige 
und berichtet, wie sich das auch in der Zusammensetzung der Klienten 
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bemerkbar mache, mit denen er und seine Kollegen konfrontiert sind: 
Handelte es sich einst eher um Obdachlose, so sind es heute auch mehr 
junge Familien. Um die Wartezeit der Kinder in der Beratungsstelle 
kurzweiliger zu gestalten, habe man folglich Spielzeug angeschafft, so 
Diettrich. Wohnraum wird in jedem Fall teurer, auch im untersten 
Segment. Bei „dowas“ ging man Anfang der 2010er-Jahre für 50 
Quadratmeter in Bregenz von bis zu 430 Euro aus. Mittlerweile ist es laut 
Diettrich um fast die Hälfte mehr, nämlich rund 600 Euro.


Diese Entwicklung ist für viele schwer zu schultern: Neun Prozent der 
Vorarlberger müssen mehr als 40 Prozent des Einkommens fürs Wohnen 
aufwenden. In Kärnten, Niederösterreich und Oberösterreich sind es nicht 
einmal halb so viele (vier Prozent). In Salzburg handelt es sich um fünf 
Prozent, in Tirol um sechs, im Burgenland und in der Steiermark um acht 
Prozent. Einziger Ausreißer nach oben ist Wien mit zwölf Prozent.


Nur auf Zinsen geachtet
Die Dunkelziffer könnte hierzulande allerdings noch höher sein. 
Immobilienforscher Wolfgang Amann (54) weist darauf hin, dass bei 
Krediten, die insbesondere zur Eigenheimbeschaffung aufgenommen 
werden, lediglich Zinsen berücksichtigt werden. Der große Rest wird für 
die Statistik nicht beachtet.


Dass die Belastung in Vorarlberg auch so schon verhältnismäßig groß ist, 
hat laut Amann mehrere Gründe: „Einerseits liegen die Baukosten um 30 
bis 40 Prozent über dem ostösterreichischen Niveau.“ Andererseits sei der 
Anteil der günstigen Mietwohnungen relativ gering: „Es gibt weniger 
gemeinnützige Angebote als in fast allen anderen Bundesländern und im 
privaten Sektor existieren kaum Gebäude, die vor 1945 errichtet worden 
sind und daher unter das Richtwertgesetz fallen“, das bescheidene Mieten 
mit sich bringt.


Michael Diettrich sieht für Vorarlberg ein echtes Dilemma: Die 
Wohnbeihilfen gehörten inklusive der Einkommensgrenzen deutlich 
angehoben.


Das würde aber letzten Endes auch zu einem weiteren Mietpreisanstieg 
führen. Ein Teufelskreis. Einziger Ausweg: „Gemeinnützigen Wohnbau 
forcieren.“ Zumindest längerfristig könnte das zu einer Entspannung 
führen.


Schwacher Trost: Laut Amann ist die Wohnkostenbelastung im 
internationalen Vergleich nicht ungewöhnlich groß. „Die österreichischen 
Werte liegen alles in allem im europäischen Mittelfeld und in den meisten 
Nachbarländern darüber, zum Teil sogar deutlich.“


Page 3 of 15Die Last mit den Wohnkosten - Vorarlberg -- VOL.AT


16.10.2018https://www.vol.at/die-last-mit-den-wohnkosten/5919193





